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Zulassungsrecht für Methanol-Erzeugungsanlagen

Methanol-Erzeugungsanlagen müssen grundsätzlich in einem förmlichen Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeits-
beteiligung nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz1 (BImSchG) zugelassen werden. Außerdem sind u.a. Vorgaben des 
Bau- und des Arbeitsschutzrechts zu beachten. Nach dem Bauplanungsrecht können die Anlagen in aller Regel nur in einem 
Industriegebiet errichtet werden. Aus dem Arbeitsschutzrecht ergeben sich bestimmte Betriebspflichten.

Hintergrund: 
Prozess der Methanolerzeugung

Ausgangspunkt der Synthese von Grünem Methanol 
(„e-Methanol“) ist die elektrolytische Herstellung von Wasser-
stoff. Dabei erfolgt eine Aufspaltung von Wasser in Wasserstoff 
und Sauerstoff mithilfe von Strom aus erneuerbaren Quellen. Un-
ter Zuhilfenahme von Gasen wie Kohlendioxid oder Kohlenmono-
xid wird dann Rohmethanol erzeugt. Dieses wird anschließend zu 
Methanol destilliert.

Für die Erzeugung von Orangefarbenem Methanol 
(„Biomethanol“) wird zunächst ausgehend von Biomasse oder 
Biogas Synthesegas gewonnen, welches anschließend zu Metha-
nol synthetisiert und destilliert wird.
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Abbildung 1: Prozess der Erzeugung von Grünem und Orangefarbenem Methanol

(Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an IRENA/Methanol Institute, Innovation Outlook: Renewable Methanol).
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Immissionsschutzrecht

Methanol-Erzeugungsanlagen unterfallen dem Anwendungs-
bereich des BImSchG. Wenn eine Anlage im Sinne des BImSchG 
vorliegt, von der darüber hinaus Emissionen in Form von Luft-
verunreinigungen, Lärm, Wärme, Erschütterungen und derglei-
chen ausgehen, treffen den Betreiber der Anlage verschiedene 
Pflichten. So muss sichergestellt werden, dass sog. schädliche 
Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren nicht hervorge-
rufen werden und Vorsorge gegen das Entstehen von Gefahren 
getroffen wird. Dies geschieht etwa durch das Einhalten ver-
schiedener Grenzwerte. 

Genehmigungspflicht

Für Methanol-Erzeugungsanlagen besteht zudem regelmä-
ßig eine Genehmigungspflicht. Durch die Genehmigung wird 
bindend festgestellt, dass die Anlage im Zeitpunkt der Geneh-
migung den für sie geltenden immissionsschutzrechtlichen Vor-
schriften und anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften ent-
spricht. Solange die Genehmigung nicht erteilt wurde, kann eine 
Anlage wegen ihres Fehlens (sog. formelle Illegalität) stillgelegt 
werden.2 Ob eine Anlage genehmigungspflichtig ist, ergibt sich 
aus §  4 Abs.  1 S. 3 BImSchG i.V.m. Anhang  1 der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen3 („4. BImSchV“). Dort 
sind die genehmigungspflichtigen Anlagen abschließend auf-
gelistet.4 In besonderer Weise umweltrelevant sind Anlagen, die 
der EU-Industrieemissionsrichtlinie5 unterfallen. Für sie gelten 
zusätzliche Anforderungen. 

Methanol-Erzeugungsanlagen unterfallen regelmäßig als „An-
lagen zur Herstellung von sauerstoffhaltigen Kohlenwasser-
stoffen wie Alkoholen durch chemische, biochemische oder bio-
logische Umwandlung in industriellem Umfang“ der Nr.  4.1.2 
des Anhangs 1 zur 4. BImSchV. Kohlenwasserstoffe sind orga-
nische Verbindungen, die aus Kohlenstoff und Wasserstoff be-
stehen und bei Verbrennungsprozessen Energie freisetzen. Me-
thanol zählt zu den sauerstoffhaltigen Komponenten, also den 
chemischen Verbindungen, die neben Kohlenstoff und Wasser-
stoff auch Sauerstoff im Molekül enthalten und als Komponen-
ten zur Herstellung von Ottokraftstoff eingesetzt werden kön-
nen. Ein industrieller Umfang liegt nach der Rechtsprechung 
bereits dann vor, wenn die Stoffherstellung standardisiert und 
in einem über den Hausgebrauch hinausgehenden Umfang er-
folgt.6 Anlagen zur Herstellung sauerstoffhaltiger Kohlenwas-
serstoffe sind im Anhang 1 zur 4. BImSchV mit dem Buchstaben 
„G“ gekennzeichnet. Danach ist für diese Anlagen ein förmliches 
Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung (vgl. 
§ 10 BImSchG) durchzuführen. Zugleich sind derartige Anlagen 
auch Anlagen im Sinne der EU-Industrieemissionsrichtlinie. 

Zusammenfassung von Zulassungsverfahren

Es besteht rechtliche Unsicherheit, ob von dem Genehmigungs-
verfahren auch eine der Methanolsynthese vorgeschaltete Elekt-
rolyse des Wasserstoffs umfasst ist. Der Elektrolyseur ist seiner-
seits genehmigungsbedürftig nach Nr. 4.1.12 des Anhangs 1 zur 
4. BImSchV. Er unterfällt zudem der EU-Industrieemissionsricht-
linie.7 Auch insoweit wäre grundsätzlich ein förmliches Geneh-
migungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen. 
Unklar ist, ob beide Verfahren zusammengefasst werden mit der 
Konsequenz, dass nur ein Zulassungsverfahren und nur eine Öf-
fentlichkeitsbeteiligung durchzuführen wären.

Dieselbe Problematik stellt sich bei der Erzeugung von Orange-
farbenem Methanol. Sofern die der Synthetisierung von Bio-
methanol vorgeschaltete Anlage zur Erzeugung von Biogas 
eine jährliche Produktionskapazität von mindestens 1,2 Mil-
lionen Normkubikmetern Rohgas aufweist, bedarf auch sie 
einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung (Nr.  1.15 des 
Anhangs 1 der 4. BImSchV). Insoweit ist jedoch das sog. verein-
fachte Verfahren (vgl. § 19 BImSchG) durchzuführen, d.h. es ist 
keine Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen. Selbiges gilt für 
Anlagen zur Aufbereitung von Biogas mit einer jährlichen Ver-
arbeitungskapazität von mindestens 1,2 Millionen (Nr.  1.16 des 
Anhangs 1 der 4. BImSchV). Wird Gülle als Einsatzstoff für die 
Biogaserzeugung verwendet, dann bedarf es einer Genehmigung 
im normalen Verfahren und unterfällt die Anlage zudem der EU-
Industrieemissionsrichtlinie, wenn sie eine Durchsatzkapazität 
von mehr als 100 Tonnen täglich aufweist (Nr. 8.6.3.1 des An-
hangs 1 der 4. BImSchV). 

Grundsätzlich erstreckt sich das Genehmigungserfordernis einer 
Anlage auf die Haupteinrichtung und ihre Nebeneinrichtun-
gen. Zur Haupteinrichtung (sog. „Kernbestand“) zählen alle 
Betriebseinheiten, die erforderlich sind, um den eigentlichen 
Betriebszweck zu erreichen.8 Für die Qualifizierung einer tech-
nischen Einrichtung als Nebeneinrichtung kommt es auf die im 
Verhältnis zur Haupteinrichtung dienende und untergeordnete 
Funktion an.9 Die Reichweite der Genehmigung ist unabhängig 
davon, ob bestimmte Teile der Haupteinrichtung oder die dazu-
gehörigen Nebeneinrichtungen ihrerseits genehmigungsbedürf-
tig sind: Für eine umfassende Gesamtanlage bedarf es nur einer 
Genehmigung (§ 1 Abs. 4 der 4. BImSchV).

Zugleich kommt es für die Zuordnung zur Nr. 4.1.2 des Anhangs 1 
zur 4.  BImSchV allein auf den dort beschriebenen Vorgang des 
Herstellens von Stoffen durch chemische Umwandlung an. Er-
fasst ist die Herstellung desjenigen Stoffes, der sich unmittel-
bar aus diesem Vorgang ergibt, also nur die Methanolsynthese. 
Die Haupteinrichtung besteht aus allen Anlagenteilen und Ver-
fahrensschritten, die für diesen Vorgang notwendig sind.10 Andere 
Vorgänge in der Einrichtung werden nicht erfasst, wenn sie davon 
abgetrennt sind und keine Nebeneinrichtung bilden.
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Nicht umfasst wären nach der rechtswissenschaftlichen 
Literatur vorgeschaltete Prozesse oder die Weiterverarbei-
tung der Produkte.11 Derartigen, vor- oder nachgeschalteten 
Betriebsteilen fehlt demnach häufig der untergeordnete 
Charakter, der entscheidend ist für die Einstufung als Ne-
beneinrichtung. Dies gilt gerade dann, wenn es sich eher um 
gleichgewichtige Betriebsteile handelt. Ein untergeordneter 
Charakter liegt nur dann vor, wenn die Einrichtung im Ver-
gleich zur Haupteinrichtung relativ unbedeutend ist.12 Eine 
Einrichtung ist zudem als eigenständige Anlage zu betrach-
ten, wenn ihr eine selbständige Funktion zukommt, die auch 
von einem anderen Unternehmer ausgeübt werden kann.13

Demgegenüber ordnet die Praxis teilweise den Elektrolyseur 
als Nebeneinrichtung ein mit der Begründung, er diene dem 
Prozess der Methanol-Herstellung.

Klarer liegt es bei der Methanol-Erzeugung mittels direkter 
elektrokatalytischer Synthese. Dort ist die vollständige Syn-
theseanlage als Haupteinrichtung von dem Genehmigungser-
fordernis umfasst. 

Genehmigungsfähigkeit

Wichtigste sachlich-inhaltliche Anforderung für die Ertei-
lung der Genehmigung ist, dass die Erfüllung der sog. Grund-
pflichten aus § 5 BImSchG sichergestellt ist (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 
BImSchG). Dazu gehört etwa, dass durch die Errichtung und 
den Betrieb der Anlage keine schädlichen Umwelteinwir-
kungen hervorgerufen werden können (§  5 Abs.  1 S.  1 Nr.  1 
BImSchG). Dabei geht es um für die Nachbarschaft oder die 
Allgemeinheit gefährliche oder erheblich belästigende Luft-
verunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Umwelteinwirkungen. Was im Einzelfall gefährlich oder er-
heblich belästigend ist, wird insbesondere durch Schwellen-
werte in allgemeinen Verwaltungsvorschriften wie der TA 
Luft und der TA Lärm konkretisiert. Gegen schädliche Um-
welteinwirkungen muss zudem Vorsorge getroffen werden. 
Das Entstehen von Abfällen ist so weit wie möglich zu ver-
meiden und nicht zu vermeidende Abfälle sind zu verwer-
ten. Energie muss sparsam und effizient verwendet werden. 
Darüber hinaus müssen die einschlägigen Vorschriften an-
derer Rechtsbereiche eingehalten werden (§  6 Abs.  1 Nr.  2 
BImSchG). Hier spielen insbesondere das Baurecht und das 
Arbeitsschutzrecht eine Rolle. 

Die Entscheidung über das Vorliegen der Genehmigungsvo-
raussetzungen beruht auf einer Prognose.14 Grundlage der 
Entscheidung sind die vom Antragsteller vorgelegten Unter-
lagen. Mit ihnen hat der Antragsteller nachzuweisen, dass die 
Genehmigungsvoraussetzungen vorliegen, also die Erfüllung 
der Pflichten für den Zeitpunkt der Inbetriebnahme sowie die 
Dauer des Betriebs sichergestellt ist.15
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Abbildung 2: Ablauf des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens (Quelle: IKEM, Ammoniak als Treibstoff in der See- und Binnenschifffahrt, 2021, 

auf Basis von Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Verfahrenshandbuch zum Vollzug des BImSchG, S. 13)

Genehmigungsverfahren

Der Ablauf des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens ist in der folgenden Abbildung 2 dargestellt.
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Konzentrationswirkung

Besteht eine immissionsschutzrechtliche Genehmigungs-
pflicht, so kommt der BImSchG-Genehmigung eine formel-
le Konzentrationswirkung zu (§ 13 BImSchG). Hintergrund 
dessen ist, dass durch Errichtung und Betrieb immissions-
schutzrechtlich genehmigungsbedürftiger Anlagen eine 
Vielzahl unterschiedlicher Rechtsbereiche berührt wird. 
Solche Anlagen bedürfen daher nicht nur der immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung, sondern zahlreicher weite-
rer Zulassungen. Im BImSchG-Verfahren werden die für das 
Vorhaben fachgesetzlich vorgeschriebenen Zulassungsver-
fahren bei einer Behörde gebündelt. Die Genehmigung wird 
durch einen einheitlichen Verwaltungsakt erteilt, in dem 
die sonstigen Genehmigungen miterteilt werden.16 Zudem 
ist allein das Verfahrensrecht des vorrangigen immissions-
schutzrechtlichen Verfahrens anwendbar.17 Das dient dazu, 
den Verfahrensaufwand zu reduzieren und nicht koordinier-
te oder widersprüchliche Entscheidungen zu verhindern.18 
Zudem werden mit diesem Vorgehen Verzögerungen bei der 
Anlagenzulassung und Rechtsunsicherheit auf Seiten des An-
tragstellers weitgehend vermieden.19 Das immissionsschutz-
rechtliche Zulassungsverfahren schließt also die für das Vor-
haben notwendigen Genehmigungen und Erlaubnisse mit 
ein; Vorhabenträger müssen die anderen Zulassungen nicht 
beantragen. Es handelt sich jedoch um eine rein formelle Er-
setzung: die einschlägigen materiell-rechtlichen – also sach-
lich-inhaltlichen – Vorgaben anderer Fachgesetze sind weiter 
zu beachten und werden im BImSchG-Verfahren mitgeprüft. 
Mit Blick auf Methanol-Syntheseanlagen kommt dabei ins-
besondere dem Baurecht sowie dem Arbeitsschutzrecht Be-
deutung zu.

Baurecht und Arbeitsschutzrecht

Es ist davon auszugehen, dass Methanol-Erzeugungsan-
lagen in der Regel im Geltungsbereich eines qualifizierten 
oder vorhabenbezogenen Bebauungsplans errichtet wer-
den. Für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit kommt es 
deshalb auf § 30 Abs. 1, Abs. 2 Baugesetzbuch20 (BauGB) 
an. Das Vorhaben darf den Festsetzungen des Bebauungs-
plans nicht widersprechen. 

Hinsichtlich der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit ist 
die sog. Typisierungslehre der Rechtsprechung zu beach-
ten. Danach sind Anlagen, die im förmlichen Verfahren nach 
dem BImSchG genehmigt werden, in aller Regel nur in ei-
nem Industriegebiet nach §  9 Baunutzungsverordnung21 
(BauNVO) zulässig.22 Dadurch soll die durch die BauNVO 
vorgegebene Prägung eines Gebiets für die Zukunft gesichert 
werden. Denn die §§ 2-14 BauNVO bestimmen die sog. Eigen-
art eines typisierten Gebietes und seine Schutzwürdigkeit. So 
ist nach § 8 Abs. 1 BauNVO eine gewerbliche Nutzung nur so 
lange in einem Gewerbegebiet zulässig, als sie nicht so erheb-
lich belästigend ist, dass sie nur im Industriegebiet zugelas-
sen wäre. Für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit ist aber 
nicht allein auf die immissionsschutzrechtliche Einordnung 
abzustellen (vgl. § 15 Abs. 3 BauNVO). Ausnahmsweise kön-
nen nach dem BImSchG zuzulassende Anlagen also auch in 
Gewerbegebieten nach § 8 BauNVO zulässig sein. Vorzuneh-
men ist eine Prognose, die nicht nur die aktuellen Störwir-
kungen eines Betriebs für seine Umgebung, sondern auch die 
Beeinträchtigungen einbezieht, die künftig entstehen kön-
nen.23 Wenn ein „atypischer Fall“ dergestalt vorliegt, dass von 
dem Anlagentyp nach seiner Art und seiner Betriebsweise von 
vorneherein keine Störungen zu befürchten sind, kann von 
der durch die BauNVO vorgenommenen Typisierung der Bau-
gebiete abgewichen werden.24 Ein solch atypischer Fall liegt 
jedoch für die Methanolsynthese, die mit erheblichen Immis-
sionen verbunden sein kann, eher fern. 

Neben dem Baurecht ist auch das Arbeitsschutzrecht 
zu beachten, welches bestimmte Betriebspflichten vor-
sieht. So ist eine Ermittlung und Beurteilung potenziel-
ler Gefährdungen der betrieblichen Sicherheit und Ge-
sundheit (Gefährdungsbeurteilung) vorzunehmen (§  3 
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV)).25 Auf ihrer 
Grundlage sind Schutzmaßnahmen zu treffen. Darüber hin-
aus sind sowohl vor der erstmaligen Inbetriebnahme als auch 
vor der Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen Ände-
rungen und wiederkehrend im Laufe des Betriebszeitraums 
Prüfungen vorzunehmen (§  7 Abs.  1 Gesetz über überwa-
chungsbedürftige Anlagen (ÜAnlG),26 §§ 15, 16 BetrSichV).
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